
Antrag an den Studierendenrat Sitzung vom

AntragstellerIn:

Name/Fachbereich/Gruppe
Vorstand

Antragsinhalt:

Der Studierendenrat möge beschließen,

Den Vorstand zu mandatieren für folgenden Antrag auf der nächstenMitgliederversammlung des 
fzs zu stimmen.

59-7-I-02 Solidarität mit den Protesten der demokratischen Student*innen im Iran

Antrag des Ausschusses der Student*innenschaften des fzs

Ende 2017 und Anfang Januar 2018 fanden überall im Iran Demonstrationen von Menschen statt, 
die eines Regimes überdrüssig sind, das ihre Menschenrechte missachtet und lieber in 
internationalen Terrorismus und militärisches Hegemonialstreben investiert, als sich um das 
Wohlergehen seiner eigenen Bevölkerung zu kümmern. Kurz vor Silvester erreichte die Bewegung
die Hauptstadt. An der Universität in Teheran skandierten die Student*innen: „Hardliner, 
Reformisten, euer Spiel ist aus!“ Das Regime ergriff brutale Mittel, um den Protest 
niederzuschlagen. Das Foto einer Kommilitonin, die inmitten einer Tränengaswolke die Faust 
gegen ihre Unterdrücker richtet, ging um die Welt.

Ende 2017 und Anfang Januar 2018 fanden überall im Iran Demonstrationen von Menschen statt, 
die eines Regimes überdrüssig sind, das ihre Menschenrechte missachtet und lieber in 
internationalen Terrorismus und militärisches Hegemonialstreben investiert, als sich um das 
Wohlergehen seiner eigenen Bevölkerung zu kümmern. Kurz vor Silvester erreichte die Bewegung
die Hauptstadt. An der Universität in Teheran skandierten die Student*innen: „Hardliner, 
Reformisten, euer Spiel ist aus!“ Das Regime ergriff brutale Mittel, um den Protest 
niederzuschlagen. Bei den Protesten forderten die Demonstrant*innen ein Ende des autoritären 
islamistischen Regimes. Damit riskierten sie Leib und Leben: Innerhalb der ersten sieben Tage 
wurden mehr als 20 Menschen getötet. Es wird angenommen, dass landesweit 1000 bis 1800 
Demonstrant*innen inhaftiert wurden, unter ihnen fast 100 Student*innen. Slogans wie „Mullahs 
geht nach Hause“ oder „Nieder mit der Islamischen Republik“ können im Iran als „Sünde gegen 
Gott“ verfolgt und mit dem Tode bestraft werden. Regimeanhänger*innen haben bereits 
Höchststrafen, wie dieTodesstrafe, für einige Regimegegnern*innen gefordert.

Dass die Proteste vorerst beendet sind, bedeutet keinesfalls eine Verbesserung der Situation der 
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Iraner*innen, sondern begründet sich vielmehr in den repressiven Maßnahmen des iranischen 
Regimes. Diese reichen von der massiven Einschränkung und Sanktionierung der Meinungs-, 
Presse- und Versammlungsfreiheit, über den Einsatz von Tränengas, bis zu tödlicher Gewalt.
Dies allein sollte Anlass geben, in Deutschland die Beziehungen zum Iran zu hinterfragen.

Eine deutliche Abgrenzung von der menschenrechtsverachtenden, antisemitischen, sexistischen 
und zu tiefst rückschrittigen Politik das Regimes sucht man aber in Deutschland oft vergeblich. So 
unterhält beispielweise die Stadt Freiburg seit 2000 eine Städtepartnerschaft mit der iranischen 
Stadt Isfahan. Die Universität Freiburg unterhält ebenso eine Partnerschaft mit der dortigen 
Universität. Den Verantwortlichen seien die Probleme dieser Kooperation bekannt, doch solle die 
„exotische Städtepartnerschaft“ und die „legendäre Gastfreundschaft“ geschätzt werden. Wie 
unreflektiert an dieser Partnerschaft festgehalten wird, zeigte sich beispielsweise im Jahr 2016. 
Damals rief die islamische Studierendenvereinigung der Uni Isfahan einen „Holocaust-
Karikaturenwettbewerb“ aus. Hans-Jochen Schiewer, Rektor der Uni Freiburg, ließ sich damals 
nur zu einer müden Distanzierung hinreißen, anstatt die Partnerschaft sofort aufzukündigen.

Der fzs solidarisiert sich mit den Protesten der demokratischen Student*innen im Iran und fordert 
die deutsche Bundesregierung, sowie Kommunen und Hochschulen auf, jede Kooperation mit dem
islamistischen Regime zu beenden.

Begründung:

Die letzten öffentlichen Proteste im Jahr 2009, die sich gegen die Wiederwahl des auch 
hierzulande als „Hardliner“ geltenden Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad richteten, sind vom
Regime ebenfalls gewaltsam unterdrückt worden. Seit Amtsantritt von Hassan Rohani als 
Präsident 2013 wird dieser als „moderater Reformer“ präsentiert, um den sogenannten Atomdeal 
mit dem Regime zu rechtfertigen. Tatsächlich wurden seitdem mehr Menschen hingerichtet als 
noch unter seinem Vorgänger, Frauen unterdrückt, Schwule und Oppositionelle verfolgt. Auch eine
Abkehr von der Vernichtung Israels als Leitmotiv der Außenpolitik hat unter dem „moderaten 
Reformer“ nie stattgefunden.

Es ist wichtig, auf diese Missstände aufmerksam zu machen, und sich mit denen zu solidarisieren, 
die im Iran für demokratische Grundwerte und ein besseres Leben kämpfen.

Hinweis:

Es ist explizit erwünscht, in den Anträgen an die Studierendenvertretung genderneutrale Sprache 
zu verwenden (beispielsweise „Mitarbeiter*innen“ statt „Mitarbeiter“).
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